Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2914 


Mündlicher Bericht 

des Aussdiusses für Außenhandelsfragen 
(14, Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes gegen unbegründete Nicht- 
ausnutzung von Einfuhrgenehmigungen 
- Nr. 2888 der Drucksachen - 

Berichterstatter : 

Abgeordneter Bromme 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf - Nr. 2888 der Drucksachen - mit den aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzu- 
stimmen. 

Bonn, den 7. Dezember 1951 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen 

Kuhlemann Bromme 

V ersitzender Berichterstatter 


Z>rudc: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



4 


Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

gegen unbegründete Nichtausnutzung von Einfuhrgenehmigungen 
- Nr. 2888 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Außenhandelsfragen 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
gegen unbegründete Nichtausnutzung von 
Einfuhrgenehmigungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 

§1 

(1) Wird eine im Einfuhr verfahren erteilte 
Genehmigung nicht oder nicht vollständig 
ausgenutzt, so kann die zuständige Verwal- 
tungsbehörde gegen denjenigen, dem die Ge- 
nehmigung erteilt worden ist, ein Reugeld 
festsetzen. 

(2) Genehmigungen im Sinne dieses Geset- 
zes sind; 

Einkaufsermächtigungen, 
Einfuhrbewilligungen und 
Z ahlun gs be wil 1 i gun gen . 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörden im 
Sinne dieses Gesetzes sind: 

die Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft und 
die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse 
der Ernährung und Landwirtschaft. 

(4) Werden bei der Einfuhr der gleichen 
Ware mehrere Genehmigungen erteilt, so darf 
das Reugeld nur einmal erhoben werden. 

§2 

(1) Das Reugeld wird nadi einem Vom- 
hundertsatz des Gegenwerts des nicht ausge- 
nutzten Teiles der Genehmigung in Deutscher 
Mark (Fehlbetrag) festgesetzt; der Berechnung 
wird der in der Genehmigung angegebene 
Einfuhrwert in Deutscher Mark (Einfuhrwert) 
zugrunde gelegt. Das Reugeld beträgt: 

5 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
50 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 


Beschlüsse des 14. Ausschuss 

Entwurf eines Gesetzes 
gegen unbegründete Nichtausnutzung 
Einfuhrgenehmigungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
schlossen : 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

(1) unverändert 


e s 


von 

be- 
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Entwurf 

4 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
40 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 
3 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
30 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 
2 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
20 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt, 
1 vom Hundert des Fehlbetrags, wenn dieser 
10 vom Hundert des Einfuhrwertes übersteigt. 

(2) Macht der Fehlbetrag weniger als 
10 vom Hundert des Einfuhrwertes aus, so 
wird ein Reugeld nicht erhoben. 

§ 3 

Vor der Erteilung einer Genehmigung ist 
ein Betrag von 5 vom Hundert des in der 
Genehmigung angegebenen Einfuhrwertes in 
Deutscher Mark (Deckungsbetrag) bei der 
Stelle, welche die Genehmigung erteilt, 2 u- 
gunsten der nach § 1 Absatz 3 zuständigen 
Verwaltungsbehörde zur Sicherung eines fest- 
zusetzenden Reugeldes zu hinterlegen (oder 
durch Bürgschaft eines Kreditin- 
stitutes sichcrzustellen). Der Dek- 
kungsbetrag ist freizugeben, wenn nachgewie- 
sen wird, daß ein Reugeld nicht festgesetzt 
werden kann. 

§ 4 

(1) Das Reugeld wird nach Ablauf der 
Geltungsdauer der Genehmigung, spätestens 
drei Monate nach dem Tage des Ablaufs 
dieser Geltungsdauer, durch schriftlichen Be- 
scheid der zuständigen Verwaltungsbehörde 
festgesetzt. Der Bescheid ist dem Reu- 
geldpflichtigen zuzustellcn. 

(2) Von der Festsetzung eines Reugeldes 
kann in sinngemäßer Anwendung der für den 
Erlaß von Steuern geltenden Vorschriften des 
§ 131 der Reichsabgabenordnung abgesehen 
werden, wenn nachgewiesen ^ird, daß 
die Nichtausnutzung oder nicht vollständige 
Ausnutzung der Genehmigung auf einem 
Umstande beruht, den der Reugeld- 
pflichtige nicht zu vertreten hat. 

(3) Das Reugeld fließt dem Bunde zu. 

§ 5 

Das Reugeld ist als Betriebsausgabc bei der 
steuerlichen Gewinncrmittlung nicht abzugs- 
fähig. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Be Schlüsse des 14. Ausschusses 


(2) Macht der Fehlbetrag 10 vom Hun- 
dert oder weniger des Einfuhrwertes aus, so 
wird ein Reugeld nicht erhoben. 

§ 3 

Vor der Erteilung einer Genehmigung ist 
ein Betrag von 5 vom Hundert des in der 
Genehmigung angegebenen Einfuhrwertes in 
Deutscher Mark (Deckungsbetrag) bei der 
Stelle, weihe die Genehmigung"! erteilt, zu- 
gunsten der nah § 1 Absatz 3 zuständigen 
Verwaltungsbehörde zur Siherung eines fest- 
zusetzenden Reugeldes zu hinterlegen. Der 
Deckungsbetrag ist freizugeben, wenn nah- 
gewlescn wird, daß ein Reugeld nicht fest- 
gesetzt werden kann. 


§ 4 

(1) Das Reugeld wird nah Ablauf der 
Geltungsdauer der Genehmigung, spätestens 
zwei Monate nah dem Tage des Ablaufs 
dieser Geltungsdauer, durh shriftlihen Be- 
sheid der zuständigen Verwaltungsbehörde 
festgesetzt. 

(2) Von der Festsetzung eines Reugeldes 
kann in sinngemäßer Anwendung der für den 
Erlaß von Steuern geltenden Vorshriften des 
§ 131 der Rcichsabgabenordiiung abgesehen 
werden, wenn der Reugeldpflihtige die Niht- 
ausnutzung oder niht vollständige Ausnutzung 
der Genehmigung niht zu vertreten hat. 


(3) unverändert 

§ 5 » 

unverändert 
§ 6 

unverändert 
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